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in der Gemeinde Drahnsdorf.(Kita-Satzung)
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A. Beschlussvorlage:

Die Gemeindevertretung beschließt:
die in der Anlage beigefügte Satzung zur Benutzung der Kindertagesstätte Am Weinberg
sowie zur  Festlegung  und   Erhebung  von  Elternbeiträgen  in  der  Gemeinde  Drahnsdorf.
(Kita-Satzung). Die Gebührensatzung zur Benutzung der Kindertagesstätte und Betreuung
von Kindern  in  Tagespflege   in  der  Gemeinde  Drahnsdorf  vom  10.03.2008  tritt  nach
Veröffentlichung außer Kraft.

  

Begründung der Beschlussvorlage:

Gemäß §  24  des  Zweiten  Gesetzes  zur  Ausführung  des  Achten  Buches  des
Sozialgesetzbuches -  Kinder-  und  Jugendhilfe  -  (Kindertagesstättengesetz  -  KitaG)  in  der
Fassung der  Bekanntmachung  vom  27.  Juni  2004  (GVBl.I/04,  [Nr.  16],  S.384),  zuletzt
geändert durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  2020  (GVBl.I/20,  [Nr.  18])  kann  die
Festlegung und  Erhebung  von Elternbeiträgen  bis  zum Ablauf  des  Kita-Jahres  2020/2021
auf der  Grundlage  von  Beitragsordnungen  und  Gebührensatzungen  erfolgen,  die  diesem
Gesetz in der bis zum 31. Juli 2018 geltenden Fassung entsprechen.

Um dieser  Maßgabe  Rechnung  zu  tragen,  ist  die  Satzung  der  Gemeinde  Drahnsdorf
zwingend zum 01.08.2021 dem geltenden Recht anzupassen.
Der Überarbeitung  lag  hinsichtlich  der  Elternbeitragsgestaltung  das  Ziel  zugrunde,  das
über viele  Jahre  bewährte  Verhältnis  zwischen dem  Anteil  der  Gemeinde  und  den  Eltern
auch zukünftig zu erreichen.
Da die  Elternbeiträge  gemäß  §  17  Abs.  1  Satz  1  KitaG  Beiträge  zu  den  Betriebskosten
sind,  muss  es  folglich  eine  an  den  Kosten  orientierte  Begrenzung  der  Beitragslast  nach
oben geben. Jede Staffelung muss mit anderen Worten einen Höchstbeitrag ausweisen. Im
Land Brandenburg ist es gängige Praxis, gesonderte Beitragsstaffelungen je nach Alter der
Kinder bzw.  Betreuungsform  (Krippe,  Kindergarten,  Hort)  mit  jeweils  eigenen
Höchstbeiträgen festzulegen.
Die so errechneten Höchstbeiträge betragen im Krippenbereich bis zu 6 Stunden = 178,00
EUR, bis  zu 8 Stunden = 214,00 EUR und bis  zu 10 Stunden = 249,00 EUR und im Kita-
Bereich bis  zu  6  Stunden  =  110,00  EUR,  bis  zu  8  Stunden =  126,00  EUR und bis  zu 10
Stunden = 142,00 EUR  monatlich.

1



Der Einstieg  in  der  Elternbeitragstabelle  orientiert  sich  an  § 2  Abs.  1  der  Kita-
Beitragsbefreiungsverordnung (KitaBBV) vom 16. August 2019 (GVBl.II/19, [Nr. 61]).
Hier heißt es im dritten Satz: Ein Elternbeitrag kann den Personensorgeberechtigten auch
dann nicht  zugemutet  werden,  wenn  ihr  Haushaltseinkommen  einen  Betrag  von  20.000
Euro im Kalenderjahr  nicht  übersteigt (Geringverdienende).  In  diesen Fällen erstattet  das
Land Brandenburg für jedes Kind einen Pauschalbetrag von 12,50 EUR pro Monat.

   
   

Hinweis:

   

Finanzielle Auswirkungen

  Ja    Nein

Die Mittel stehen bei
dem Produktsachkonto: 36510.432100 im Ergebnishaushalt i. H. von 35.000,00  zur Verfügung.

Die Mittel sind im Nachtragshaushalt  einzustellen.

Die Maßnahme verursacht Folgekosten in Höhe von : einmalig
jährlich
keine Folgekosten

Zugunsten der Maßnahme werden andere Mittel eingespart Ja Nein

Bei Vergaben:

Geplante Ausgaben in dem Produktsachkonto in Höhe von
noch verfügbare Mittel
Vergabevorschlag .

Anlagen
Satzung zur Benutzung der Kindertagesstätte Am Weinberg  sowie zur Festlegung und
Erhebung von Elternbeiträgen in der Gemeinde Drahnsdorf. (Kita-Satzung)
   

B. Stellungnahme des Ortsbeirates/Ortsvorstehers:
 

Anhörung war erforderlich

Ja Nein

Stellungnahme liegt anbei

Stellungnahme lag bei Versendung nicht vor

Datum Unterschrift der/des zuständigen FA-Leiterin/s:
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C. Beschluss:  Die Gemeindevertretung beschließt:
 

    nach dem Wortlaut der Beschlussvorlage

 in Abänderung des Wortlautes der Beschlussvorlage wie folgt:

Begründung des Beschlusses bei Abänderung des Wortlautes der Beschlussvorlage
oder Ablehnung der Beschlussvorlage

   

Abstimmungsergebnis:

Gesetzl. Anzahl Anwesend Ja Nein Enthaltung

An der Beratung und Beschlussfassung haben wegen eines Mitwirkungsverbotes gemäß § 22 BbgKVerf
nicht teilgenommen:

Sichtvermerk/Datum:
Amtsleiterin/ Amtsleiter Amtsdirektor Vorsitzende/r der

Gemeindevertretung
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